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DER AKTUELLE STEUERENTSCHEID
Andreas Donatsch
Verbot der Verpflichtung zur Selbstbelastung
im Steuerhinterziehungsverfahren
Bemerkungen zum Urteil des EGMR vom 3. Mai 2001 i.S. J.B. c. Schweiz,
Beschwerde no 31827/96
Mit Urteil vom 3. Mai 2001 entschied
der Gerichtshof für Menschenrechte in
Strassburg in der Sache J.B. gegen die
Schweiz, der Versuch schweizerischer
Behörden, einen Steuerpflichtigen, der
in einem Verfahren wegen Steuerhinter-
ziehung die Stellung eines Angeschul-
digten  innehat,  zur Erteilung von Aus-
künften und zur Beibringung von Bele-
gen zu zwingen, verstosse gegen Art. 6
Ziff. 1 EMRK.
1. Sachverhalt
Im Jahre 1987 stellte die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung im Zusammen-
hang mit der Überprüfung eines Dos-
siers von P fest, dass B (Beschwerde-
führer) zwischen 1979 und 1985 diverse
Vermögenseinlagen bei P sowie dessen
Gesellschaften getätigt, diese sowie die
daraus resultierenden Erträge jedoch
weder in den Perioden 1981/1982 noch
1987/1988 deklariert hatte. Das Verfah-
ren wegen Steuerhinterziehung gemäss
dem damals geltenden Bundesratsbe-
schluss über die direkte Bundessteuer
(BdBSt) [1] wurde am 11. Dezember
1987 eröffnet. In diesem Verfahren ge-
stand B ein, Steuern hinterzogen zu
haben und gab die Höhe der hinterzo-
genen Faktoren an. Er weigerte sich
jedoch, die von den Steuerbehörden
angeforderten zusätzlichen Auskünfte
zu erteilen und die einschlägigen Do-
kumente herauszugeben. Dafür wurde
ihm am 28. Februar 1989 durch die zu-
ständige Verwaltung für die direkte
Bundessteuer gestützt auf Art. 131
Abs. 1 BdBSt eine Busse von CHF 1000
auferlegt. Nachdem B weiteren Auffor-
derungen, die verlangten Auskünfte zu
erteilen, nicht nachkam, wurde ihm –
wiederum durch die kantonale Verwal-
tung für die direkte Bundessteuer ge-
stützt auf Art. 131 Abs. 1 BdBSt – mit
Datum vom 29. November 1990 eine
zweite Busse in der Höhe von CHF
2000 auferlegt. Am 4. Dezember 1990
und am 22. Januar 1991 wurde B durch
die kantonale Steuerverwaltung ge-
stützt auf kantonales Steuerstrafrecht
mit CHF 2000 gebüsst. Gegen die
Busse vom 29. November 1990 reichte
B Rekurs ein, welcher durch die zu-
ständige Steuerrekurskommission ab-
gewiesen wurde.
Eine dagegen erhobene Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde wies das Bundes-
gericht in seinem Urteil vom 7. Juli
1995 ab [2]. Es führte aus, das Steuer-
hinterziehungsverfahren stelle ein
Strafverfahren dar, in welchem der An-
geschuldigte sowohl gestützt auf Art. 4
BV wie auch Art. 14 Ziff. 3 des Inter-
nationalen Paktes über bürgerliche
und politische Rechte (IPBPR) [3] und
Art. 6 Ziff. 2 der Europäischen Kon-
vention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (EMRK)
[4] nicht verpflichtet werden dürfe, sich
selbst zu belasten.
Anders verhalte es sich jedoch im Nach-
steuerverfahren, welches nicht straf-
rechtlicher Natur sei. Bei der Nach-
steuer handle es sich weder um eine
Strafe noch um Schadenersatz, sondern
um die zu Unrecht nicht bzw. unvoll-
ständig veranlagte Steuer. Auch wenn
der Nachsteuer kein Strafcharakter zu-
komme, werde sie doch im Hinterzie-
hungsverfahren festgelegt. Entspre-
chend müsse man sich fragen, ob es un-
ter diesen Umständen zulässig sei, den
Steuerpflichtigen zur Selbstbelastung
zu verpflichten. Die Frage sei insbeson-
dere angesichts des Systems der Selbst-
deklaration sowie der beschränkten
Kompetenzen der Behörden zur Verifi-
zierung der gemachten Angaben zu be-
jahen. 
Abgesehen davon bestünden im Ver-
waltungsrecht eine grosse Zahl von
Verpflichtungen, bei denen der Betrof-
fene mit dem Vorwurf einer Rechtsver-
letzung konfrontiert werde und dazu
Stellung nehmen müsse, ohne eine Miss-
achtung des Verbots einer Verpflichtung
zur Selbstbelastung geltend machen zu
können. So müssten gewisse Fahrzeuge
mit Fahrtenschreibern ausgerüstet sein.
Der Fahrzeuglenker könne sich straf-
bar machen, wenn er dieses Gerät nicht
in Betrieb nehme, obschon er im Falle
eines Verkehrsunfalles damit rechnen
müsse, gestützt auf die betreffenden
Aufzeichnungen bestraft zu werden.
Ähnlich verhalte es sich mit der Pflicht
des Fahrzeuglenkers, sich einer Blut-
probe zu unterziehen, indem deren
Nichtbefolgung Strafe nach sich ziehen
könne. Dieses Ergebnis, so das Bun-
desgericht, stehe insbesondere zu den
Erwägungen des Europäischen Ge-
richtshofs in den Fällen Funke [5] und




Der Gerichtshof bestätigt seine bis-
herige Rechtsprechung, wonach der
Begriff der strafrechtlichen Anklage
im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK
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autonom auszulegen ist. Massgebend
sind dabei insbesondere drei Kriterien,
nämlich erstens die Einordnung der
Widerhandlung nach dem jeweiligen na-
tionalen Recht, sodann die Natur der
Zuwiderhandlung und schliesslich Grad
und Schwere der angedrohten Sanktion.
Für den Gerichtshof erscheint es klar,
dass im zu beurteilenden Verfahren Art.
6 Ziff. 1 EMRK anwendbar ist.  Folglich
ist zu beurteilen, ob es mit dieser Be-
stimmung vereinbar erscheint, B dafür
zu bestrafen, dass er sich auf sein Recht
berief, sich im Steuerhinterziehungsver-
fahren nicht selbst belasten zu müssen.
Einleitend wird darauf hingewiesen,
dass ausschliesslich das konkrete Verfah-
ren zu beurteilen sei, wie es gegen B ge-
führt worden ist. Insbesondere wird da-
her nicht geprüft, ob der Staat das Recht
haben kann, einen Steuerpflichtigen mit
dem Ziel zur Herausgabe von Infor-
mationen zu zwingen, eine korrekte
Einschätzung zu ermöglichen. Aus-
gangspunkt der Erwägungen ist die
Feststellung, das Schweigerecht des An-
geschuldigten und das Recht, nicht zur
eigenen Überführung beitragen zu
müssen, stellten internationale, allge-
mein anerkannte Rechte dar, die aus
Art. 6 Ziff. 1 EMRK abgeleitet werden
können. Das hat zur Folge, dass die Be-
hörden gehalten sind, den Nachweis
strafbaren Verhaltens ohne Zwang des
Angeschuldigten zur Selbstbelastung
zu führen. Gegen diese Prinzipien ist im
vorliegenden Verfahren verstossen wor-
den, weil der im Steuerhinterziehungs-
verfahren Angeschuldigte durch An-
drohung und Ausfällung von Strafe
gezwungen werden sollte, mittels Ertei-
lung von Auskünften bzw. der Beibrin-
gung von Dokumenten, insbesondere
einer Vollständigkeitsbescheinigung,
gegebenenfalls zu seiner eigenen Über-
führung beizutragen. Im Unterschied
dazu können die Auswertungen eines
Fahrtenschreibers und einer Blut- oder
Urinprobe unabhängig vom Willen bzw.
einer aktiven Mitwirkung des Ange-
schuldigten durchgeführt werden. Ab-
schliessend wird festgehalten, es liege
eine Verletzung von Art.6 Ziff.1 EMRK
vor.
3. Bemerkungen
Das Urteil des EGMR befasst sich mit
dem Verfahren des inzwischen auf-
gehobenen BdBSt. Trotzdem lassen
sich für das geltende Recht gemäss
DBG sowie gemäss den StHG-konfor-
men kantonalen Regelungen gewisse
Schlussfolgerungen ziehen. 
Zunächst wird – wovon auch das Bun-
desgericht ausgegangen ist – bestätigt,
dass das Verfahren, in welchem die
Steuerhinterziehung verfolgt wird, straf-
rechtlicher Natur ist, während dies für
das Nachsteuerverfahren nicht zutrifft.
Das Bundesgericht hat zwar festge-
stellt, dass in der Lehre [7] überwie-
gend die Auffassung vertreten wird, im
Gegensatz zum Nachsteuerverfahren
dürfe der Steuerpflichtige im Steu-
erhinterziehungsverfahren nicht ver-
pflichtet werden, zu seiner Überfüh-
rung beizutragen. Die betreffenden
Lehrmeinungen bezögen sich aber auf
Teilaspekte und stellten «auf das rein
formelle Kriterium ab, ob es sich um
ein Nachsteuerverfahren (in dem der
Steuerpflichtige zur Mitwirkung ver-
pflichtet wäre) oder ein Strafverfahren
wegen Steuerhinterziehung (wo der
Steuerpflichtige seine Mitwirkung ver-
weigern könnte) handelt» [8].
Der Gerichtshof hat nunmehr erwar-
tungsgemäss klargestellt, dass die
Frage, ob von einem Strafverfahren
auszugehen sei, nicht von einer mate-
riellen Betrachtungsweise abhängen
kann, beispielsweise also davon, ob
und gegebenenfalls welche Zwangs-
massnahmen zur Verfügung stehen
bzw. wie gross die Chancen einer Auf-
klärung des Sachverhalts mit und ohne
eine Verpflichtung des Angeschuldig-
ten zur Selbstbelastung sind. Insofern
kann das Verdikt aus Strassburg kaum
überraschen. 
Somit wird der EGMR auch in Zukunft
bei der Prüfung der Mindestrechte
gemäss Art. 6 Ziff. 1 EMRK aufgrund
einer formellen Betrachtungsweise
davon ausgehen, dass das Verfahren
zur Ahndung der Steuerhinterziehung
ein Strafverfahren ist, in welchem alle
Mindestrechte gemäss Art. 6 EMRK
einzuhalten sind. Umgekehrt bedeutet
dies aber nicht, dass er bei Prüfung
der Frage, ob der Grundsatz des fair
trial eingehalten ist, ausschliesslich das
staatliche Verhalten im Zusammen-
hang mit dem Strafverfahren in seine
Beurteilungen einbeziehen darf. In
dieser Hinsicht erscheint es durchaus
denkbar, dass aufgrund einer materiel-
len Betrachtungsweise geprüft wird, ob
der Fairnessgrundsatz im Rahmen des
Steuerhinterziehungsverfahrens unter
Berücksichtigung der gesamten Um-
stände des konkreten Falles eingehal-
ten worden ist.
Grundsätzlich unproblematisch er-
scheint es unter diesen Voraussetzungen
aus straf- und konventionsrechtlicher
Sicht, wenn zunächst das Hinterzie-
hungsverfahren und nach dessen Ab-
schluss das Nachsteuerverfahren durch-
geführt wird. Auf diese Weise kann der
Angeschuldigte sein Recht, sich nicht
selbst belasten zu müssen, ohne
weiteres wahrnehmen. Zu einer Verur-
teilung wird es nur, aber immerhin,
kommen, wenn dem Staat der Nach-
weis gelingt, dass der Angeschuldigte
Steuern in irgendeinem Betrag hinter-
zogen hat. Die Frage der genauen Be-
zifferung dieses Betrages ist für den
Schuldspruch nicht von Bedeutung.
Hingegen ist die Höhe der hinterzoge-
nen Steuern für den Strafrahmen
massgebend. Da es im Strafverfahren
mangels Auskunftspflicht des Ange-
schuldigten häufig nicht einfach sein
wird, den effektiven Betrag der hinter-
zogenen Steuern zu eruieren, sollte de
lege ferenda die für die Steuerhinter-
ziehung vorgesehene Sanktion unab-
hängig von der Höhe der hinterzoge-
nen Steuer festgelegt werden. 
Wird zunächst das Nachsteuerverfah-
ren und anschliessend das Steuerhin-
terziehungsverfahren durchgeführt, so
ist auch dies in verfassungs- und kon-
ventionskonformer Weise möglich. Bei
dieser Konstellation wird der Pflichtige
im Nachsteuerverfahren und damit vor
der Eröffnung des Strafverfahrens an-
gehalten, seiner Pflicht zur Selbstde-
klaration nachzukommen. Kommt er
dieser Aufforderung nach, so ist ihm
im nachfolgenden Hinterziehungsver-
fahren Gelegenheit zu geben, sich zu
den im Nachsteuerverfahren gemach-
ten Angaben zu äussern. Er kann diese
alsdann bestätigen oder relativieren,
beispielsweise ausführen, er habe im
Nachsteuerverfahren bestimmte An-
gaben lediglich aus prozessökonomi-
schen Gründen gemacht und bestreite
diese nunmehr im Strafverfahren.
Grundsätzlich spricht nichts dagegen,
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im Strafverfahren auch auf die Ergeb-
nisse des Nachsteuerverfahrens abzu-
stellen, jedoch kann ein Schuldspruch
wegen Hinterziehung nur erfolgen,
wenn eine solche gemäss strafprozes-
sualen Grundsätzen rechtsgenügend
nachgewiesen ist. Weigert sich der
Steuerpflichtige im Nachsteuerverfah-
ren, die verlangten Auskünfte zu ertei-
len bzw. Dokumente beizubringen, so
wird er nach Ermessen eingeschätzt.
Im Hinterziehungsverfahren kann auf
diese Einschätzung, jedenfalls was die
Höhe der hinterzogenen Steuer betrifft,
nicht tel quel abgestellt werden. Auch
hier kann der Angeschuldigte nur dann
wegen Steuerhinterziehung verurteilt
werden, wenn ihm diese im Strafver-
fahren nachgewiesen werden kann.
Selbst wenn dies aus verfassungs- und
konventionsrechtlicher Sicht nicht un-
bedingt notwendig sein mag, dürfte es
sich doch generell, jedenfalls aber in
den Konstellationen, in denen zunächst
das Nachsteuer- und anschliessend das
Hinterziehungsverfahren durchgeführt




Massnahmen dafür zu sorgen, dass die
beiden Verfahren nicht durch dieselbe
Person bzw. Angehörige derselben
Verwaltungseinheit durchgeführt wer-
den. Den Steuerpflichtigen jedenfalls
dürfte es sonderbar anmuten, wenn
ihm der Beamte im Nachsteuerverfah-
ren eröffnet, er sei zur Auskunft und
Beibringung von Unterlagen verpflich-
tet, dann gewissermassen das Jackett
wechselt, das Hinterziehungsverfahren
eröffnet und dem nunmehr Angeschul-
digten mitteilt, er habe das Recht zu
schweigen und müsse sich insbeson-
dere nicht selbst belasten.
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